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RECHT
In der Buchführung widerspiegeln sich gewissermas-
sen die Lebensführung und der aktuelle Zustand einer
Gesellschaft, jedenfalls was deren finanzielle Aspekte
betrifft. Entsprechend stellen das Recht und damit
auch das Strafrecht entscheidend auf die Buchhaltung
ab, wenn es darum geht, in der Vergangenheit liegende
Vorgänge oder die gegenwärtige finanzielle Lage
einer Gesellschaft zu beurteilen. Besteht der Verdacht,
es sei eine Straftat begangen worden, so müssen somit
weder Fingerabdrücke oder Lacksplitter untersucht
noch DNA-Analysen erstellt, sondern in erster Linie
die Bücher kontrolliert werden.
Andreas Donatsch
Buchführung und Strafrecht
Steuerstrafrecht im Zentrum [1]
I. Einleitung
Im Bereich des Steuerstrafrechts ist die
Buchführung deshalb von zentraler
Bedeutung, weil die Steuerbehörden
bei der Veranlagung der Steuern davon
ausgehen und auch davon ausgehen
dürfen, dass die Bücher korrekt geführt
sind. Ist das nicht der Fall und sind des-
halb Interessen des Fiskus tangiert, so
hat sich der Verantwortliche in der
Regel einer Steuerhinterziehung sowie
eines Steuervergehens strafbar ge-
macht.
Die pflichtwidrige Führung der Bücher
kann nicht nur im Bereich des Steuer-
strafrechts zu Strafverfahren und Ver-
urteilungen führen, sondern auch im
Bereich des Kernstrafrechts. Ist die
Buchhaltung unwahr, so liegt regel-
mässig eine Urkundenfälschung in der
Form einer Falschbeurkundung gemäss
Art. 251 StGB vor.
Überdies können sich die Organe der
Gesellschaft wegen des Tatbestandes
der unwahren Angaben über kaufmän-
nische Gewerbe gemäss Art. 152 StGB
strafbar machen.
II. Überblick über
das Steuerstrafrecht
1. Die Zweiteilung des
schweizerischen Steuerstrafrechts
1.1 Zweiteilung des materiellen
Steuerstrafrechts
Das schweizerische materielle Steuer-
strafrecht kann unterteilt werden ei-
nerseits in das Einkommens- und Ver-
mögenssteuerstrafrecht des Bundes,
der Kantone und der Gemeinden
und andrerseits in das Strafrecht der
Bundessteuererlasse, deren Verfol-
gung und Beurteilung gemäss Art. 1
VStrR (Bundesgesetz über das Verwal-
tungsstrafrecht) [2] einer Verwaltungs-
behörde des Bundes obliegt.
Das Einkommens- und Vermögens-
steuerstrafrecht findet sich im DBG [3]
sowie im StHG [4] bzw. in den gestützt
darauf erlassenen kantonalen Steuer-
gesetzen. Es besteht in materieller
Hinsicht aus Übertretungen (Strafe:
Busse) und Vergehen (Strafe: Busse
oder Gefängnis). Zu den ersteren ge-
hören die Missachtung von Verfahrens-
pflichten und die Steuerhinterziehung,
zu den letzteren der Steuerbetrug und
die Veruntreuung von Quellensteuern.
Bundessteuererlasse mit Widerhand-
lungen, die gemäss Art. 1 VStrR durch
eine Verwaltungsbehörde des Bundes
zu verfolgen und zu ahnden sind, sind
insbesondere das Mehrwertsteuerge-
setz [5], das Bundesgesetz über die
Stempelabgaben [6], das Verrechnungs-
steuergesetz [7], das Zollgesetz[8], das
Bundesgesetz über die Tabakbesteue-
rung [9], das Alkoholgesetz [10] sowie
das Bundesgesetz über die eidgenössi-
sche Getränkesteuer [11]. Diese Gesetze
enthalten regelmässig Hinterziehungs-,
Gefährdungs- und Ordnungswidrig-
keitentatbestände. Die Vergehenstat-
bestände, nämlich der Leistungs- und
Abgabebetrug, Urkundendelikte und
die Begünstigung finden sich in Art.
14–18 VStrR (vgl. Abbildung 1).
Im Rahmen dieser Vielfalt von Steuer-
gesetzen stellt sich die Frage, was zu ge-
schehen hat, wenn sich das Verhalten
eines Steuerpflichtigen unter mehrere
dieser Straftatbestände subsummie-
ren lässt (Konkurrenzproblematik).
Die gesetzliche Regelung ist von eini-
ger Brisanz.
Im Bereich der harmonisierten Steuern
besteht zwischen Steuerhinterziehung
Andreas Donatsch, Prof. Dr. iur., RA,
ordentlicher Professor für Strafrecht und
Strafprozessrecht an der Universität
Zürich, Richter am Kassationsgericht des
Kantons Zürich, Zürich
und Steuerbetrug gemäss ausdrückli-
cher gesetzlicher Regelung echte Kon-
kurrenz [12], d.h., der Täter ist nach
beiden Tatbeständen zu bestrafen.
Reicht der Steuerpflichtige dem Steueramt mit der
Steuererklärung in Hinterziehungsabsicht un-
wahre Bücher ein, so wird eine Strafe wegen Steu-
erhinterziehung und eine Strafe wegen Steuerbe-
trugs ausgefällt, wobei immerhin die Erststrafe bei
der Bemessung der Sanktion für den Steuerbetrug
mit zu berücksichtigen ist [13].
Dasselbe gilt im Verhältnis zwischen
Delikten verschiedener Bundessteuer-
erlasse. Demgegenüber geht die Abga-
behinterziehung nach einem bestimm-
ten Bundessteuererlass im Abgabebe-
trug als dem schwereren Delikt auf [14].
Erfüllt das Verhalten beispielsweise den Tatbe-
stand der Hinterziehung von Mehrwertsteuern
gemäss Art. 85 Abs.1 MWSTG und überdies den-
jenigen des Abgabebetrugs nach Art. 14 VStrR,
weil der Täter bei seinem Tun arglistig vorgegan-
gen ist, so wird er gemäss Art.89 Abs. 1 MWSTG
ausschliesslich wegen des Abgabebetrugs nach
Art. 14 VStrR bestraft. Erfüllt das Verhalten dem-
gegenüber die Tatbestände verschiedener Bundes-
steuererlasse, beispielsweise diejenigen der Hin-
terziehung von Abgaben gemäss Art. 54 Abs. 1
Alkoholgesetz sowie gemäss Art. 60 Abs. 1 der
Vollziehungsverordnung zum Bundesratsbeschluss
vom 4.August 1934 über die eidgenössische Ge-
tränkesteuer, so werden beide Zuwiderhandlun-
gen sanktioniert (echte Konkurrenz).
Aus dem Ausgeführten wird ersicht-
lich, dass ein bestimmter Sachverhalt
nicht nur mehrere Straftatbestände er-
füllen, sondern dass dafür auch eine
Mehrzahl von Strafen ausgefällt wer-
den kann.
Erhält beispielsweise eine Einmannaktiengesell-
schaft für ihre Leistung eine Zahlung und lässt
sich der geschäftsführende Aktionär diese auf sein
Privatkonto auszahlen, ist die Buchhaltung nur
vollständig, wenn sie die Zahlung als Ertrag oder
Aufwandminderung und die Auszahlung an den
Aktionär als Aufwand ausweist. Ist die Buchhal-
tung in der geschilderten Weise unvollständig, so
besteht die Möglichkeit, dass die AG wegen Hin-
terziehung von Einkommens-(Gewinn-), Verrech-
nungs- sowie Mehrwertsteuern und der Aktionär
wegen Steuerhinterziehung sowie Steuerbetrugs
der eidgenössischen und der kantonalen Ein-
kommens- und Vermögenssteuern bestraft wird.
Insgesamt können für den geschilderten Sachver-
halt somit sieben Strafen ausgefällt werden.
1.2 Zweiteilung hinsichtlich
Zuständigkeiten und Verfahren
Was die Zuständigkeiten betrifft, so
sind die Kantone gemäss Art. 182
Abs. 4 DBG damit betraut, die Über-
tretungen gemäss Bundessteuergesetz
zu verfolgen und zu beurteilen. Selbst-
verständlich sind sie auch für die Ahn-
dung von Widerhandlungen gegen
kantonale Steuerstraftatbestände zu-
ständig, welche im Zusammenhang mit
den harmonisierten Steuern stehen. Im
Falle eines Verdachts auf Steuerüber-
tretungen klären die betreffenden kan-
tonalen Steuerbehörden den Sachver-
halt von Amtes wegen ab und setzen
die Strafe fest. Auf Rekurs des Betrof-
fenen hin wird die ausgesprochene
Sanktion durch die Steuerjustizbehör-
den überprüft. Besteht der Verdacht, es
sei ein Steuervergehen begangen wor-
den, werden die Akten gemäss Art. 188
Abs. 1 DBG den ordentlichen kanto-
nalen Untersuchungsbehörden über-
wiesen. Auch diese verfolgen die Steu-
ervergehen von Amtes wegen, und
zwar in Anwendung des betreffenden
kantonalen Gerichtsverfassungs- und
Strafverfahrensrechts (Art. 188 Abs. 2
DBG, Art. 61 StHG).
Eine Besonderheit stellt im Bereich
der direkten Bundessteuern die Steu-
erfahndung des Bundes dar: Eine Ab-
teilung für besondere Steuerunter-
suchungen, die zur Eidgenössischen
Steuerverwaltung gehört, ermittelt
nämlich bei Verdacht auf schwere straf-
bare Widerhandlungen gegen das Bun-
dessteuergesetz und überweist im Falle
einer Bestätigung des Verdachts ihren
Bericht an die kantonalen Behörden
für die direkte Bundessteuer [15]. Sie
stützt sich dabei auf das Verwaltungs-
strafrecht [16].
Anders als bei den Einkommens- und
Vermögenssteuern sind für die Unter-
suchung von Übertretungen, für deren
Verfolgung und Beurteilung generell
das VStrR anwendbar ist, gemäss
Art. 21 Abs. 1 VStrR die jeweiligen
Fiskalbehörden des Bundes, also ins-
besondere die eidgenössische Steuer-
verwaltung (Stempelabgabe, Mehr-
wertsteuer, Verrechnungssteuer), die
eidgenössische Zollverwaltung (Grenz-
zölle, Tabaksteuer, Getränkesteuer,
Mehrwertsteuer bei der Einfuhr sowie
weitere an der Grenze zu beziehende
Abgaben) und die Alkoholverwaltung
zuständig. Bei Bagatelldelikten, für
welche eine Busse von nicht mehr als
CHF 500 ausgefällt werden soll und bei
denen der Angeschuldigte auf Rechts-
mittel verzichtet, wird ein Strafbe-
scheid im abgekürzten Verfahren erlas-
sen (Art. 65 Abs. 1 VStrR). In den übri-
gen Fällen wird – sofern das Verfahren
nicht eingestellt wird – ein Strafbe-
scheid erlassen (Art. 62ff. VStrR), es
sei denn, es soll eine Freiheitsstrafe
oder eine Massnahme verhängt wer-
den. Gegen diesen Strafbescheid kann
Einsprache erhoben (Art. 67 VStrR)
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Abbildung 1
Die Zweiteilung des schweizerischen Steuerstrafrechts
Steuerstrafrecht
Einkommens- und 
Vermögensstrafrecht 
des Bundes, 
der Kantone 
und der Gemeinden:
StHG und DBG
Strafrecht der Bundes- 
steuererlasse, deren 
Verfolgung gemäss 
Art. 1 VStrR einer 
Verwaltungsbehörde 
des Bundes obliegt:
MwStG, StG, VStG, ZG, 
BG über die Tabak- 
besteuerung, Alkohol- 
gesetz, BG über die 
eidg. Getränkesteuer
und anschliessend das Begehren um
Beurteilung durch den Richter gestellt
werden (Art. 72 f. VStrR).
Gelangt die zuständige Behörde des
Bundes zur Auffassung, es sei eine Frei-
heitsstrafe oder eine Massnahme aus-
zusprechen (vgl. Abbildung 2), über-
weist sie die Akten zur Durchführung
des weiteren Verfahrens der zuständi-
gen kantonalen Staatsanwaltschaft zu-
handen des Strafrichters (62 Abs. 1 i.V.
mit Art. 72 f. VStrR).
2. Tatbestände des
Steuerstrafrechts
Im Folgenden werden die wichtigsten
Straftatbestände des Einkommens-
und Vermögenssteuerrechts skizziert.
Mit Blick auf die Übertretungen ist
dabei nicht zu vergessen, dass die Bun-
dessteuererlasse, deren Verfolgung
und Beurteilung gemäss Art. 1 VStrR
einer Verwaltungsbehörde des Bundes
obliegt, jeweils besondere Übertre-
tungstatbestände (Ordnungswidrigkei-
ten-, Steuergefährdungs- und Steuer-
hinterziehungstatbestände) kennen.
Weil es sich beim DBG um ein Bun-
desgesetz handelt, sind im Zusammen-
hang mit den entsprechenden Steuer-
straftatbeständen gestützt auf Art. 333
Abs. 1 und 3 StGB die Bestimmungen
des Allgemeinen Teils des StGB an-
wendbar. Etwas anderes gilt nur, wenn
das DBG selbst davon abweichende
Bestimmungen kennt, was beispiels-
weise bei den Vorschriften über die
Verjährung in Art. 189 DBG teilweise
der Fall ist. Mit Blick auf den kantona-
len Tatbestand des Steuerbetrugs statu-
iert Art. 59 Abs. 3 StHG die grundsätz-
liche Anwendbarkeit der allgemeinen
Bestimmungen des StGB. Für die
Übertretungen des kantonalen Steuer-
strafrechts fehlt jedoch eine derartige
Norm. Folglich kann der Allgemeine
Teil des StGB (als kantonales Recht)
bei Übertretungen gemäss kantonalem
Steuerstrafrecht nur zur Anwendung
gelangen, wenn im kantonalen Steuer-
gesetz darauf verwiesen wird oder
wenn mangels eines entsprechenden
Verweises sinngemäss darauf Bezug
genommen wird [17]. Was die Übertre-
tungen betrifft, für deren Verfolgung
und Beurteilung generell das VStrR
anwendbar ist, so ist nach Art. 2 VStrR
auch mit Bezug auf diese der Allge-
meine Teil des StGB anwendbar, so-
weit nicht im VStrR selbst spezielle
Vorschriften vorhanden sind.
Anders als nach dem Allgemeinen Teil des StGB
(Art. 104 Abs. 1 StGB) sind Anstiftung und Ge-
hilfenschaft zu einer Übertretung gemäss Art. 5
VStrR stets strafbar. Im Weiteren finden sich im
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Abbildung 2
Die Zweiteilung des schweizerischen Steuerstrafrechts
Zuständigkeiten
Strafrecht gemäss DBG
Strafrecht gemäss StHG bzw. 
kantonalem Steuergesetz
Strafrecht der Bundessteuer- 
erlasse, welche nach 
Verwaltungsstrafrecht (VStrR) 
zu beurteilen sind
Schwere 
Steuerwider- 
handlung
(BSU, 
Art. 190 
DBG)
Steuer- 
vergehen
Übertretung
Freiheitsstrafe 
oder Massnahme
Nein Ja
Fiskalbehörde 
des Bundes
Untersuchungsbehörde/ 
Staatsanwaltschaft
Kantonaler Strafrichter 
erster Instanz
Steuerbehörde
Steuerjustizbehörde
VStrR etwa spezielle Normen zur Widerhandlung
in Geschäftsbetrieben (Art. 7 f. VStrR), zur Straf-
zumessung (Art. 8 VStrR) oder zur Verjährung
(Art. 11 VStrR).
Von praktischer Bedeutung ist die An-
wendbarkeit des Allgemeinen Teils des
Strafrechts für eine ganze Reihe von
zentralen Fragen, so etwa für die Defi-
nitionen des Versuchs [18], der Mittä-
terschaft, der Teilnahme [19] oder der
Strafzumessung [20]; alles Rechtsinsti-
tute, welche auch für die Tatbestände
des Steuerstrafrechts von Bedeutung
sind. Seit dem 1. Oktober 2003 sind so-
dann auch die Bestimmungen betref-
fend die Strafbarkeit der Unternehmen
und damit auch der juristischen Per-
son [21] anwendbar. Sie werden aller-
dings im Steuerstrafrecht praktisch
eine geringe Bedeutung haben.
2.1 Steuerübertretungen gemäss DBG
und StHG
a) Missachtung von
Verfahrenspflichten
Der Missachtung von Verfahrens-
pflichten (Art. 174 DBG, Art. 55
StHG) macht sich schuldig, wer trotz
Mahnung einer Verfahrenspflicht nicht
Folge leistet, die ihn kraft des Gesetzes
oder zufolge eines individuell-konkre-
ten Verwaltungsaktes trifft. Derartige
Mitwirkungspflichten sind für das steu-
errechtliche Veranlagungs- und Inven-
tarverfahren sowie für entsprechende
Nachsteuerverfahren charakteristisch. 
Zu diesen Pflichten gehören die Pflicht im Veran-
lagungs- oder Inventarverfahren, einschliesslich
Nachsteuerverfahren, die Steuererklärung mit
Beilagen (vgl. Art. 124 f. DBG) und allfälligen Be-
scheinigungen (vgl. Art. 127 DBG) einzureichen,
die Pflicht, vorgesehene Auskünfte zu erteilen
(vgl. Art. 126 Abs. 2, 128, 136 DBG), die Pflicht,
vorgesehene Meldungen zu erstatten (vgl. Art. 129
DBG) oder Pflichten im Zusammenhang mit der
Inventuraufnahme (vgl. Art. 156–158 DBG).
Die Norm stellt – im Verhältnis zu
den übrigen Steuerstraftatbeständen –
einen Auffangtatbestand dar. Sie
kommt daher nicht zur Anwendung,
wenn ein spezieller Tatbestand erfüllt
ist, welcher mit schwererer Strafe be-
droht ist.
Der Steuerpflichtige, der sich einer versuchten
(vgl. Art. 176 DBG, Art. 56 Abs. 2 StHG) oder
vollendeten (vgl. Art. 175 DBG, Art. 56 Abs. 1
StHG) Steuerhinterziehung schuldig macht, be-
geht stets auch eine Verletzung von Verfahrens-
pflichten i. S. von Art. 174 DBG bzw. Art. 55
StHG. Bestraft wird er jedoch nur wegen der (ver-
suchten) Steuerhinterziehung.
Die Gehilfenschaft zur Verletzung von
Verfahrenspflichten ist jedenfalls nach
DBG in Anwendung von Art. 333
i.V. m. Art. 104 Abs. 1 StGB, aber auch
nach StHG, nicht strafbar. Nach der
Lehre soll – entgegen der allgemein-
strafgesetzlichen Regelung – auch die
Anstiftung straflos bleiben [22].
b) Steuerhinterziehung
Unter dem Titel der Steuerhinterzie-
hung (Art. 175 DBG, Art. 56 Abs. 1
StHG) werden vier Tatbestandsvarian-
ten angeführt. Strafbar ist danach, wer
dem Gemeinwesen mit der Folge einer
Verminderung der Steuereinnahmen
Steuern vorenthält oder deren Bezug
hintertreibt. Sodann begeht eine Steu-
erhinterziehung, wer zum Steuerabzug
an der Quelle verpflichtet ist und die-
sen Abzug nicht oder nicht vollständig
vornimmt. Schliesslich stellt das Bei-
seiteschaffen oder Verheimlichen von
Nachlasswerten eine Steuerhinterzie-
hung dar, falls damit die Absicht ver-
folgt wird, diese Vermögenswerte der
Inventaraufnahme zu entziehen. So-
wohl beim Quellensteuerdelikt wie
auch bei der Vorenthaltung von Nach-
lasswerten genügt die abstrakte Ge-
fährdung staatlicher Steueransprüche.
Beim Fiskus muss daher in diesen Kon-
stellationen kein Schaden entstehen.
Einer Steuerhinterziehung macht sich beispiels-
weise strafbar, wer die Leistung nicht in der Steue-
rerklärung aufführt, die er als verdeckte Gewinn-
ausschüttung von der von ihm beherrschten Ak-
tiengesellschaft empfangen hat, oder wer ein
Konto, welches für kleinere Ausgaben (Kaffee,
Porti usw.) vorgesehen ist, nicht angibt.
Die Steuerhinterziehung kann nicht
nur vorsätzlich (mit Wissen und Wil-
len), sondern auch fahrlässig begangen
werden. Strafbar macht sich also auch,
wer beim Ausfüllen der Steuererklä-
rung in pflichtwidrig unvorsichtiger
Weise eine empfangene Leistung nicht
aufführt, ohne aktuell an diese zu den-
ken.
Der Steuerpflichtige kann die Möglichkeit einer
Verurteilung wegen fahrlässiger Steuerhinterzie-
hung durch den Beizug eines Steuervertreters
nicht ausschliessen [23]. Er muss in gewissem Um-
fang die Tätigkeit seines Vertreters überwachen.
Versuch (Art. 176 DBG, Art. 56 Abs. 2
StHG) und Teilnahme, d.h. Anstiftung
und Gehilfenschaft (Art. 177 DBG,
Art. 56 Abs. 3 StHG), zur Steuerhin-
terziehung sind strafbar. Strafrechtlich
haftbar ist gemäss den zitierten Be-
stimmungen auch der Vertreter des
Steuerpflichtigen, welcher eine Steuer-
hinterziehung bewirkt oder an einer
solchen mitwirkt.
Entsprechend kann sich der Vertreter, der zugun-
sten des Steuerpflichtigen eine Hinterziehung be-
wirkt, sogar dann strafbar machen, wenn der
Steuerpflichtige den Tatbestand der Steuerhinter-
ziehung nicht erfüllt, beispielsweise weil dem Steu-
erpflichtigen fahrlässiges Verhalten, etwa wegen
fehlendem Fachwissen, nicht zum Vorwurf ge-
macht werden kann. Ist der Vertreter von Gesetzes
wegen mitwirkungspflichtig, beispielsweise als
Vormund, Willensvollstrecker oder Erbschafts-
verwalter, so kann er die Steuerhinterziehung
sogar als unmittelbarer Täter begehen [24].
2.2 Steuervergehen
a) Tatbestand des Steuerbetrugs
Des Steuerbetrugs nach Art. 186 DBG
bzw. Art. 59 StHG macht sich strafbar,
wer im Veranlagungsverfahren ge-
genüber den Steuerbehörden unechte
oder unwahre Urkunden gebraucht.
Ein Erfolg dieses Verhaltens, beispiels-
weise die Entstehung eines Irrtums bei
den Steuerbehörden, die Hinterzie-
hung von Steuern oder die konkrete
Gefährdung des staatlichen Steueran-
spruchs, ist zur Erfüllung dieses Delikts
nicht erforderlich. In subjektiver Hin-
sicht muss der Täter mit Vorsatz und in
der Absicht handeln, Steuern zu hin-
terziehen sowie die Steuerbehörden zu
täuschen. Als Täter des Steuerbetrugs
kommt nicht nur der Steuerpflichtige
in Frage, sondern auch ein Dritter [25].
So kann das Organ einer juristischen
Person den Steuerbehörden unechte
oder unwahre Urkunden einreichen,
um eine unvollständige Veranlagung
der juristischen Person zu bewirken.
Für die Anwendung des Steuerbetrugs
ist somit von grosser Bedeutung, was
unter einer Urkunde zu verstehen ist
und wann diese als unecht oder unwahr
zu gelten hat. Jedenfalls stellen Ge-
schäftsbücher, Bilanzen, Erfolgsrech-
nungen und Lohnausweise bereits ge-
mäss DBG [26] solche Urkunden dar.
Keine Urkunden sind demgegenüber
die Steuererklärung inkl. Einlageblät-
ter sowie das Wertschriften- und Schul-
denverzeichnis.
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Echt ist eine Urkunde, wenn der wirk-
liche und der ersichtliche bzw. erkenn-
bare Aussteller identisch sind. Unwahr
ist eine Urkunde, die zwar echt ist, in
welcher der beurkundete aber nicht
mit dem wirklichen Sachverhalt über-
einstimmt.
Von grosser Bedeutung im Veranla-
gungs-, aber auch im Steuerstrafver-
fahren sind somit die Buchhaltung mit
ihren Bestandteilen, die Erfolgsrech-
nung sowie die Bilanz. Bei diesen
Schriftstücken handelt es sich um Ur-
kunden, und zwar unabhängig davon,
ob ihr Ersteller gesetzlich zur Buch-
führung verpflichtet ist oder nicht [27].
Den Aufzeichnungen betreffend die
Konten kommt Urkundencharakter
primär mit Blick auf ihre formelle
Richtigkeit zu. Entscheidend ist, ob
die tatsächlichen Geschäftsvorfälle mit
den Bucheinträgen übereinstimmen.
Der (teilweise) Verzicht auf Verbu-
chung von Einnahmen oder Ausgaben
sowie die Verbuchung von Vorgängen,
welche effektiv nicht stattgefunden
haben, z.B. in der Form fiktiver Pas-
siven, erfüllen den Tatbestand der
Falschbeurkundung.
Wer beispielsweise Bareinzahlungen nicht ver-
bucht, sondern sich mit dem betreffenden Betrag
damit einen langersehnten Wunsch erfüllt, bei-
spielsweise die neuesten Werke der Steuerrechts-
literatur erwirbt, begeht eine Falschbeurkundung.
Die Erfolgsrechnung ist gemäss Art. 959
OR so zu gestalten, dass «die Beteilig-
ten einen möglichst sicheren Einblick
in die wirtschaftliche Lage des Ge-
schäfts erhalten». Weitere ausdrück-
liche Anforderungen an den Aufbau
können den Bestimmungen über die
kaufmännische Buchführung nicht ent-
nommen werden. Nach den Spezial-
vorschriften des Aktienrechts (Art. 663
OR) ist eine Mindestgliederung sowohl
beim Ertrag als auch beim Aufwand
vorgeschrieben. Gemäss einem Ent-
scheid des Bundesgerichts sind diese
Prinzipien allgemein anerkannt und
müssen demnach auch in Anwendung
von Art. 957 OR berücksichtigt wer-
den [28].
Entsprechend liegt beispielsweise eine Falschbe-
urkundung vor, wenn Lohnzahlungen als Sach-
aufwand oder auf einem anderen sachfremden
Aufwandkonto verbucht werden, und zwar un-
abhängig davon, ob die Zahlung aufgrund gelei-
steter Arbeit geschuldet oder als verdeckte Ge-
winnausschüttung zu charakterisieren ist. Aus
denselben Gründen verhält sich beispielsweise
tatbestandsmässig, wer Vergünstigungen und
Ausgaben privater Art als geschäftsbedingt ver-
bucht.
Die gesetzlich vorgesehene Bilanz ist
als Zusammenzug der Geschäftsbü-
cher für sich allein bestimmt und geeig-
net, die wirtschaftlichen Verhältnisse
eines Buchführenden zu beweisen, und
zwar an einem bestimmten Stichtag.
Nach handelsrechtlichen Grundsätzen
ist die Bilanz jedenfalls unwahr, d.h.,
es liegt eine Falschbeurkundung vor,
wenn die Aktiven klarerweise über-
und die Passiven klarerweise unterbe-
wertet sind. Im umgekehrten Fall schei-
det eine Falschbeurkundung hingegen
aus, sofern Aktiven nicht vollständig
unerwähnt (Schwarzgeldkonten) blei-
ben und überdies keine Buchführungs-
vorschriften verletzt werden. Als sehr
delikat erweist sich die Beantwortung
der Frage, nach welchen Kriterien die
Bewertung der Aktiven auf den Bilanz-
stichtag vorzunehmen ist. Zu beachten
ist dabei prinzipiell, dass jede Bewer-
tung nur Schätzungscharakter haben
kann. Mangels konkreter gegenteiliger
Anzeichen darf bei der Schätzung von
der Fortführung des Unternehmens
ausgegangen werden (vgl. Art. 662a
Abs. 2 Ziff. 4 OR). Nur ausnahms-
weise, namentlich wenn die begrün-
dete Möglichkeit einer Überschuldung
besteht, ist auf die regelmässig nie-
drigeren Liquidationswerte (Veräusse-
rungswerte, abzüglich zu erwartende
Liquidationskosten und -steuern) ab-
zustellen.
Reicht der Steuerpflichtige eine un-
echte oder unwahre Urkunde bei den
Veranlagungsbehörden ein und han-
delt er dabei vorsätzlich sowie in der
Absicht, Steuern zu hinterziehen, so
liegt ein Steuerbetrug nach Art. 186
DBG resp. Art. 59 StHG vor.
Als Strafe kann eine Gefängnisstrafe,
also eine Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-
ren, oder eine Busse bis zu CHF 30 000
ausgesprochen werden.
b) Veruntreuung von Quellensteuern
Mit dem Tatbestand gemäss Art. 187
DBG bzw. Art. 59 Abs. 1 Al. 2 StHG
wird insbesondere bezweckt, Steuer-
ausfälle des Fiskus im Bereich der
Quellensteuern zu vermeiden. Die Er-
haltung des Vermögens des dem Steu-
erabzug an der Quelle Unterworfenen
gehört hingegen nicht zum Schutz-
zweck der Norm. Derjenige, der dem
Steuerabzug an der Quelle unterwor-
fen ist, erleidet nämlich durch die Ver-
untreuung von Quellensteuern keinen
Schaden, da er gegenüber dem Fiskus
nicht die Stellung eines Schuldners ein-
nimmt. Schuldner ist ausschliesslich
diejenige Person, welche zum Abzug
an der Quelle verpflichtet ist. Der Tat-
bestand der Veruntreuung von Quel-
lensteuern betrifft mit anderen Worten
nur das Verhältnis zwischen dem zum
Abzug an der Quelle Verpflichteten
und dem Fiskus.
Die Tathandlung dieses Vergehens be-
steht darin, dass der zum Abzug an der
Quelle Verpflichtete den Geldbetrag,
den er gegenüber demjenigen in Abzug
gebracht hat, der dem Steuerabzug an
der Quelle unterworfen ist, nicht dem
Fiskus abgibt, sondern für andere
Zwecke verwendet. Sein Verhalten ist
demnach darauf gerichtet, den gesetz-
lichen Anspruch des Fiskus zu verei-
teln.
Der Strafrahmen ist derselbe wie der-
jenige des Steuerbetrugs [29].
c) Abgabebetrug
Wie bereits erwähnt, finden das VStrR
und damit der Tatbestand des Abgabe-
betrugs gemäss Art. 14 Abs. 2 VStrR
nicht im Einkommens- und Vermö-
genssteuerstrafrecht des Bundes, son-
dern nur dann Anwendung, wenn die
Verfolgung und Beurteilung von Wider-
handlungen einer Verwaltungsbehörde
des Bundes übertragen ist.
Wesensmerkmal des Abgabebetruges
gemäss Art. 14 Abs. 2 VStrR ist es, dass
dem Fiskus als Folge arglistigen Ver-
haltens Abgaben vorenthalten werden.
Im Zentrum dieses Tatbestandes steht
also wie beim gemeinrechtlichen Be-
trug [30] das Merkmal der Arglist
(demgegenüber liegt das Unrecht beim
Steuerbetrug darin, dass den Steuer-
behörden zwecks Steuerhinterziehung
unechte oder unwahre Urkunden ein-
gereicht werden). Arglistig handelt,
wer entweder ein ganzes Gebäude von
raffiniert aufeinander abgestimmten
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Lügen errichtet oder wer täuschende
Machenschaften gebraucht. Letzteres
ist häufig, jedoch nicht notwendiger-
weise der Fall, wenn der Täter unechte
oder unwahre Urkunden nach Art. 15
VStrR verwendet. Eine unwahre Ur-
kunde stellt insbesondere die unzutref-
fende Buchhaltung dar. Daraus ergibt
sich, dass sich der Anwendungsbereich
des Steuer- und des Abgabebetruges
jedenfalls zu einem erheblichen Teil
überschneiden. Beim Abgabebetrug
kann jedoch auch bei einer einfachen
Lüge von Arglist ausgegangen werden,
wenn besondere Umstände vorliegen.
Steht ein Abgabebetrug zur Diskus-
sion, so führt die eidgenössische Steu-
erverwaltung die Untersuchung durch
und erlässt einen Strafbescheid, sofern
eine Busse verhängt wird. Verlangt der
Gebüsste eine gerichtliche Beurteilung
oder erscheint eine Freiheitsstrafe oder
Massnahme angemessen, so wird die
Untersuchung mit dem Schlussproto-
koll abgeschlossen. Sobald über die
Leistungspflicht rechtskräftig entschie-
den ist, überweist die zuständige Be-
hörde sodann gestützt auf Art. 73
VStrR die Akten der kantonalen
Staatsanwaltschaft zuhanden des zu-
ständigen kantonalen Strafgerichts.
Auf den Abgabebetrug wird im Rah-
men dieses Referates nicht näher ein-
gegangen.
III. Überblick über die
Tatbestände der Urkunden-
fälschung und der unwahren
Angaben über kaufmännische
Gewerbe
1. Urkundenfälschung gemäss
Art. 251 StGB
a) Der Tatbestand der
Urkundenfälschung
Wie bereits ausgeführt, fällt u.a. eine
inhaltlich unwahre Buchhaltung unter
den Tatbestand der Urkundenfäl-
schung gemäss Art. 251 StGB. Der Ur-
kundenbegriff ist derselbe wie beim
Steuerbetrug [31]. Entsprechend ist für
die Annahme einer Falschbeurkun-
dung erforderlich, dass die Buchhal-
tung gemäss Gesetz – also insbeson-
dere gemäss Art. 957 OR und im Falle
der AG zusätzlich gemäss Art. 662a ff.
OR – bestimmt und geeignet ist, die
fragliche Tatsache zu beweisen.
Lässt sich der Verwaltungsratspräsident einer Ak-
tiengesellschaft für seine Bemühungen ein Hono-
rar von CHF 1Mio. auszahlen, obschon für seine
Leistung CHF 100 000 angemessen wären, so ist
die Buchhaltung nicht falsch, wenn dort aufge-
führt ist, dass dem Verwaltungsratspräsidenten
CHF 1 Mio. ausbezahlt wurde. Die Buchhaltung
ist nämlich nicht dazu bestimmt, die Angemessen-
heit der Entschädigungen von Mitarbeitern zu be-
weisen. Weist die Buchhaltung jedoch eine Aus-
zahlung von CHF 100 000 aus und ist dem Ver-
waltungsrat tatsächlich CHF 1 Mio. zugegangen,
so liegt eine Falschbeurkundung vor, weil die
Buchhaltung bestimmt und geeignet ist, die tat-
sächlich erfolgten Zahlungen zu beweisen.
In subjektiver Hinsicht erfordert der
Tatbestand der Falschbeurkundung
neben dem Vorsatz, dass der Täter in
der Absicht handelt, jemanden am Ver-
mögen zu schädigen oder sich oder
einem anderen einen unrechtmässigen
Vorteil zu verschaffen [32].
b) Verhältnis zwischen Steuerbetrug
und Urkundenfälschung
Nach der Lehre und Praxis geht das
Steuerstrafrecht dem gemeinen Straf-
recht vor, wenn die Tat ausschliesslich
zum Zweck der Umgehung von Steu-
ervorschriften begangen wird. Wird da-
gegen die Verwendung der Buchhal-
tung im nicht-fiskalischen Bereich in
Kauf genommen, so gelangen beide
Tatbestände – also der Steuerbetrug
und die Urkundenfälschung – zur An-
wendung [33].
2. Unwahre Angaben über
kaufmännische Gewerbe
Der Straftatbestand soll die Öffentlich-
keit, aber auch die potentiellen Ge-
schäftspartner von kaufmännischen
Unternehmen, vor Fehlinformationen
schützen, welche diese allenfalls zu
schädigenden Dispositionen (Kauf von
Beteiligungspapieren oder Obligatio-
nen des betreffenden Unternehmens;
Gewährung von Krediten) führen
könnten.
Täter kann nur der Inhaber bzw. das
Organ (Gründer, Verwaltungsratsmit-
glied, Mitglied der Geschäftsführung
oder der Revisionsstelle usw.) einer
Handelsgesellschaft, Genossenschaft
oder eines andern Unternehmens sein,
das ein nach kaufmännischer Art ge-
führtes Gewerbe betreibt.
Nach Art. 152 StGB macht sich straf-
bar, wer in der umschriebenen Eigen-
schaft unwahre oder unvollständige
Angaben in öffentlichen Bekanntma-
chungen oder in Berichten oder Vorla-
gen an die Gesamtheit der Gesellschaf-
ter oder Genossenschafter oder an die
an einem anderen Unternehmen Be-
teiligten macht. Soweit Mitteilungen
an die Gesellschafter oder Genossen-
schafter in Frage kommen, werden
Jahres- oder Revisionsberichte, Jah-
resrechnungen, besondere Berichte an
General- oder Mitgliederversamm-
lungen an die Gesamtheit der Gesell-
schafter usw. erfasst [34].
Kumulativ zur Unwahrheit bzw. Un-
vollständigkeit ist erforderlich, dass es
sich um Auskünfte von erheblicher Be-
deutung handelt. Art. 152 StGB erfasst
nur Informationen, die den Adressaten
zu einer schädigenden Vermögensver-
fügung veranlassen können. Geringfü-
gige Fehler, die nicht geeignet sind, das
Verhalten der Teilnehmer des Wirt-
schaftsverkehrs zu beeinflussen, ge-
nügen nicht, so z.B., wenn gewisse Ak-
tiven bzw. Passiven in der Bilanz nicht
unter ihrer zutreffenden Bezeichnung
erscheinen, das Gesamtbild über die
wirtschaftliche Lage des betreffenden
Unternehmens dadurch aber nicht ver-
zerrt wird.
Diesem Tatbestand kommt heute bei
der Abklärung von möglichen Wirt-
schaftsdelikten eine sehr grosse Bedeu-
tung zu. Häufig besteht nämlich der
Verdacht, die Öffentlichkeit sei über
die wahre Lage einer Unternehmung
unzutreffend oder zu optimistisch in-
formiert worden.
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Comptabilité et droit pénal
quiconque soustrait au fisc par un
comportement astucieux des contri-
butions dues en vertu d’arrêtés fédé-
raux fiscaux, pour autant qu’une auto-
rité administrative de la Confédéra-
tion, soit conformément à l’article 1 de
la loi fédérale sur le droit pénal ad-
ministratif (DPA), chargée de pour-
suivre et de juger des infractions. Lors-
que les éléments de la fraude fiscale ou
de l’escroquerie en matière de contri-
butions sont réunis, le contribuable est
régulièrement condamné en plus pour
soustraction d’impôts ou de contribu-
tions.
La tenue incorrecte de la comptabilité
peut conduire à une poursuite pénale
et à un jugement non seulement en
vertu du droit pénal administratif,
mais encore en vertu des dispositions
fondamentales du droit pénal. Si la
comptabilité n’est pas exacte, l’on se
trouve souvent en présence d’un faux
dans les titres au sens de l’article 251
CP. Si le responsable prend sur lui
d’utiliser les livres falsifiés non seule-
ment sur le plan fiscal mais aussi à
d’autres fins extra-fiscales, les éléments
des deux infractions – soit la fraude
fiscale et le faux dans les titres – sont
La comptabilité reflète en quelque
sorte la conduite et l’état actuel d’une
société, du moins pour ce qui concerne
ses aspects financiers. C’est la raison
pour laquelle le droit en général et le
droit pénal en particulier se basent en
priorité sur la comptabilité lorsqu’il
s’agit de se prononcer sur des événe-
ments du passé ou la situation finan-
cière actuelle d’une société.
La comptabilité revêt dès lors une im-
portance décisive en matière de droit
pénal fiscal, du fait que, pour la taxa-
tion, les autorités fiscales partent du
principe – et elles sont autorisées à le
faire – que la comptabilité a été tenue
correctement. Si tel n’est pas le cas et
que les intérêts du fisc sont lésés, il
n’est pas impossible que le contri-
buable se soit rendu coupable de
fraude fiscale ou d’escroquerie en ma-
tière de contributions. Se rend cou-
pable de fraude fiscale au sens de la
LIFD ou de la LHID quiconque uti-
lise des titres falsifiés dans le domaine
du droit fiscal de la Confédération, des
cantons et des communes pour se
soustraire à l’impôt. Commet une es-
croquerie en matière de contributions
au sens du droit pénal administratif
cumulés et constituent un concours
d’infractions.
Si les livres qui contiennent des indi-
cations inexactes ou si les rapports an-
nuels et de révision qui se basent sur
ces indications sont communiqués à
l’assemblée générale ou à l’assemblée
des membres ou sont rendus publics,
le responsable ou l’organe d’une so-
ciété commerciale ou d’une autre en-
treprise exploitée en la forme com-
merciale peut se rendre coupable de
l’infraction prévue à l’article 152 CP
(faux renseignements sur des entre-
prises commerciales). Toutefois, pour
qu’une telle infraction soit punissable,
il faut non seulement que les informa-
tions soient fausses ou incomplètes,
mais qu’elles soient encore d’une im-
portance considérable. L’article 152
CP ne concerne que les informations
qui sont susceptibles d’amener les per-
sonnes auxquelles elles s’adressent à
disposer de leur patrimoine de ma-
nière préjudiciable à leurs intérêts pé-
cuniaires (achat de titres de participa-
tion ou d’obligations de l’entreprise
concernée; octroi de crédits).
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